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Gesundheitsamt 
Sachgebiet Infektionsschutz und Umwelthygiene 

Trinkwasserüberwachung  
 

Nach den Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sind wir dazu verpflichtet, Sie über die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch das oben genannte Amt des Landratsamtes Rastatt 
aufzuklären. Im Folgenden möchten wir der Informationspflicht gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO nachkom-
men.  
 
1. Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
1.1 Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Das Gesundheitsamt – Sachgebiet Infektionsschutz und Umwelthygiene, der Bereich Trinkwas-
serüberwachung – verarbeitet personenbezogene Daten ausschließlich zur Erledigung gesetzlich vor-
geschriebener Pflichtaufgaben und Erbringung von Leistungen im Rahmen freiwilliger Angebote. Ihre 
Daten werden zu folgendem Zweck erhoben: 
 Überwachung der Wasserversorgungsanlagen im Hinblick auf die Einhaltung der Anforderungen 

und die Erfüllung der Pflichten der Trinkwasserverordnung 
Hierunter fallen:  
o zentrale Wasserversorgungsanlagen,  
o dezentrale Wasserversorgungsanlagen,  
o Eigenwasserversorgungsanlagen,  
o mobile Wasserversorgungsanlagen, wenn das Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen 

oder öffentlichen Tätigkeit bereitgestellt wird,  
o Gebäudewasserversorgungsanlagen, wenn das Trinkwasser im Rahmen einer öffentlichen 

Tätigkeit bereitgestellt wird, und  
o zeitweilige Wasserversorgungsanlagen 

 Besichtigung der Wasserversorgungsanlagen 
 Entnahme und Untersuchung von Wasserproben 
Hierzu zählen auch Beratungen und die Bearbeitung individueller Anliegen. In diesem Zusammen-
hang werden personenbezogene Daten auch zu statistischen Zwecken verarbeitet.  
 

1.2 Grundlage der Verarbeitung 
Sofern eine Einwilligung von Ihnen vorliegt, ergibt sich die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten aus Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a i. V. m. Artikel 7, 8 DSGVO. Wenn für 
die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt, die Verarbeitung erforderlich ist 
oder wenn die Verarbeitung in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, ist Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 
und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe h DSGVO maßgebend. Darüber hinaus dienen als Rechtsgrundlage 
§ 4 LDSG und Artikel 6 Absatz 3 DSGVO sowie spezialgesetzliche Regelungen, insbesondere §§ 54 und 
55 Trinkwasserverordnung (TrinkwV), §§ 9 und 11 Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGDG), der 7. Abschnitt des Infektionsschutzgesetztes (IfSG) und das DVGW-Arbeitsblatt W 551. 
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1.3 Insbesondere werden folgende personenbezogenen Daten verarbeitet 
1.3.1 Stammdaten 

 Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der anzeigenden zugelassenen Untersu-
chungsstelle 

 Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Betreibers der betroffenen Wasserver-
sorgungsanlage und, sofern vorhanden, der in seinem Auftrag handelnden Person 

 Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort der Stelle der Probennahme 
 Flurstücknummer der Stelle der Probennahme 
 Bezeichnung der Stelle der Probennahme 
 Datum und Uhrzeit der Probennahme 
 die Bestätigung, dass der Betreiber der betroffenen Wasserversorgungsanlage und, sofern vor-

handen, die in seinem Auftrag handelnde Person über das Erreichen des technischen Maßnah-
menwerts informiert wurde 

1.3.2 Daten zur allgemeinen Gesundheitsprüfung 
Alle Ergebnisse der Untersuchungen auf den Parameter Legionella spec., die im Rahmen der syste-
mischen Untersuchung nach § 31 durchgeführt wurden. 
 

1.4 Quelle, aus der die personenbezogenen Daten stammen  
 Hausinterne Datenbank  
 Beschwerden 
 Meldung der Labore 
 Meldungen von Neueröffnungen oder Umbauten 
Die Meldungen erfolgen über das ServiceBW-Postfach, per E-Mail oder Brief. 

 
1.5 Übermittlung der personenbezogenen Daten  

Die personenbezogenen Daten können zur gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung an Dritte übermit-
telt werden; soweit dies im Rahmen der unter Ziffer 1.1 und 1.2 dieses Datenschutzinformations-
blatts dargelegten Zwecke und Rechtsgrundlagen zulässig ist. Für die Erledigung unserer Aufgaben 
benutzen wir IT-gestützte Fachverfahren (Software), in die Ihre Daten eingegeben werden. Dabei 
arbeiten wir auf gesetzlicher Grundlage auch mit anderen Stellen der Landesverwaltung oder sonsti-
gen ausgewählten Dienstleistern zusammen, die personenbezogene Daten in unserem Auftrag ver-
arbeiten. Diesen werden Ihre personenbezogenen Daten, soweit erforderlich, offengelegt. Unter die-
sen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten sein: IT-Dienstleister, Landes-
gesundheitsamt Baden-Württemberg, Regierungspräsidium, Labore, Robert Koch-Institut, Bundes-
ministerium für Gesundheit, Ihr Arbeitgeber, Arztpraxen, Gemeinschaftseinrichtungen, zuständige 
Gesundheitsämter, sachkundige Personen zur schriftlichen Risikoabschätzung (VDI 6023). Weitere 
Datenempfänger*innen können diejenigen Personen und/oder Stellen sein, für die Sie uns Ihre Ein-
willigung zur Datenübermittlung erteilt haben.  
 

1.6 Weiterverarbeitung der personenbezogenen Daten  
Sind personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten, so wird vor der Wei-
terverarbeitung die betroffene Person informiert.  

 
2. Dauer der Speicherung / Löschungsfristen 

Ihre personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie es für eine abschließende Bearbei-
tung Ihres Anliegens notwendig ist. Personenbezogene Daten, für die gesetzliche oder anderweitig 
vorgeschriebene Aufbewahrungspflichten bestehen, werden für die Dauer der jeweiligen Aufbewah-
rungsfrist, wie folgt bestimmt:  
Ihre Daten werden gelöscht, wenn sie zur Erfüllung des unter 1.1 genannten Zweckes nicht mehr 
benötigt werden und rechtliche Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind. Nach Abschluss des Verfah-
rens werden Ihre Daten in der Regel noch 10 Jahre gespeichert und im Anschluss routinemäßig ge-
löscht, sofern nicht die Vorschrift des § 10 LDSG Baden-Württemberg dem Recht auf Löschung ent-
gegensteht. 
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3. Bereitstellung der Daten 
Die Bereitstellung und Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist für die Erledigung gesetzlich 
vorgeschriebener Pflichtaufgaben unabdingbar. Für alle weiteren Verarbeitungszwecke ist die Bereit-
stellung Ihrer personenbezogenen Daten freiwillig. Werden die personenbezogenen Daten allerdings 
nicht oder nicht vollständig mitgeteilt, kann dies, wenn die Zurverfügungstellung der personenbezo-
genen Daten hierfür erforderlich ist, eine Versagung der beantragten Leistungen zur Folge haben 
und/oder eine umfassende Beratung unmöglich machen.  
 

4. Betroffenenrechte 
 

4.1 Recht auf Widerruf Ihrer Einwilligung (Artikel 7 DSGVO) 
Sie haben das Recht, Ihre erteilte Einwilligung jederzeit und ohne Angabe von Gründen zu widerru-
fen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der auf Grund der Einwilligung bis 
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 
 

4.2 Auskunftsrecht (Artikel 15 DSGVO) 
Sie haben das Recht sofern nicht die Vorschriften der §§ 9, 13 Abs. 4, 14 Abs. 2, 16 Abs. 1 LDSG 
diesem Auskunftsrecht entgegenstehen, von uns eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob Sie be-
treffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf 
Auskunft über die Verarbeitung. 

 
4.3 Recht auf Berichtigung/Löschung/Einschränkung der Verarbeitung (Artikel 16-19 DSGVO) 

Sie haben das Recht, von uns zu verlangen, dass 
 Sie betreffende unrichtige personenbezogene Daten unverzüglich berichtigt werden (Recht auf 

Berichtigung - Artikel 16 DSGVO), sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs.3 LDSG 
diesem Berichtigungsrecht entgegenstehen, 

 Sie betreffende personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen des Artikels 17 DSGVO 
unverzüglich gelöscht werden (Recht auf Löschung), sofern nicht die Vorschrift der § 10 LDSG 
dem Recht auf Löschung entgegensteht und 

 die Verarbeitung unter den Voraussetzungen des Artikels 18 DSGVO eingeschränkt wird (Recht 
auf Einschränkung der Verarbeitung), sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 3 
LDSG diesem Recht auf Einschränken der Verarbeitung entgegenstehen. 
 

4.4 Recht auf Datenübertragbarkeit (Artikel 20 DSGVO) 
Erfolgt die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten auf Grundlage einer Einwilligung 
oder auf einem Vertrag, steht Ihnen unter den Voraussetzungen des Artikels 20 DSGVO ein Recht 
auf Datenübertragung zu, sofern nicht die Vorschriften des § 14 Abs. 3 LDSG diesem Recht entge-
genstehen. 
 

4.5 Widerspruchsrecht (Artikel 21 DSGVO) 
Erfolgt die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten auf Grundlage des Artikels 6 
Abs. 1 Buchstabe e oder f DSGVO, steht Ihnen unter den Voraussetzungen des Artikels 21 DSGVO 
ein Widerspruchsrecht zu, sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 3 LDSG diesem 
Recht entgegenstehen. 
 

4.6 Beschwerderecht (Artikel 77 DSGVO) 
Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen 
die DSGVO verstößt, haben Sie, unbeschadet anderer Rechtsbehelfe, das Recht auf Beschwerde bei 
einer Aufsichtsbehörde. 

 
Kontakt: 
Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 
Adresse: Königstraße 10a, 70173 Stuttgart 
Telefon: 0711 6155410 
E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de  
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5. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Landratsamt Rastatt, Am Schlossplatz 5, 76437 Rastatt, 
vertreten durch den Landrat 
landrat@landkreis-rastatt.de oder Telefon 07222 381-1001 

 
6. Unser*e Datenschutzbeauftragte*r 

Unsere*n Datenschutzbeauftragte*n erreichen Sie unter 
datenschutz@landkreis-rastatt.de oder Telefon 07222 381-1093 
 


